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ImVerhandlungspoker zwischen
der Schweiz und der EU geraten
die Schweizer Unis und Studie-
renden immer wieder zwischen
die Fronten. Als der Bundes-
rat 2021 das Rahmenabkom-
men beerdigte, schloss die EU
die Schweizer Unis von ihren
Austausch- und Forschungspro-
grammen aus.

DieserNachteil istmittlerwei-
le behoben.Doch auch beimneu-
en EU-Vertragspaket verlang-
te die EU ein Zugeständnis der
Schweizer Hochschulen: Diese
dürfen von EU-Bürgerinnen und
-Bürgern künftig keine höheren
Studiengebühren mehr verlan-
gen als von einheimischen Stu-
dierenden. Davon würden Tau-
sende profitieren: Fast jede fünf-
te Person an den SchweizerUnis
ist fürs Studiumaus derEU in die
Schweiz gezogen.

St. Gallen und das Tessin
trifft es stark
Für einzelne Universitäten be-
deutet diese «Nichtdiskriminie-
rung» hingegen Millionenein-
bussen. Insgesamt müssen die
Hochschulen auf Einnahmenvon
knapp 41 Millionen Franken pro
Jahr verzichten, wie vom Bund
veröffentlichte Zahlen zeigen.
Die drohenden Löcher in den
Uni-Kassen sorgen hinter den
Kulissen für Aufregung. «Viele
Hochschulenwerdenmit erheb-
lichen finanziellen und struktu-
rellen Herausforderungen kon-
frontiert sein», schreibt Swis-
suniversities, die Konferenz der
Rektoren der Schweizer Hoch-
schulen, in einer Stellungnahme.

Allerdings trifft es nicht alle
gleich. Die Uni Lugano,womehr
als die Hälfte der Studierenden
EU-Bürger sind, muss gemäss
Zahlen des Bunds mit 7,7 Millio-
nen Franken Einbussen pro Jahr
rechnen. Bei der Universität St.
Gallen sind es 7,6 Millionen.

Und bei den beiden ETH in
Zürich und Lausanne reisst die
Regelung künftig ein Loch von
insgesamt 23,6 Millionen in die
Kasse. Die beiden Hochschulen

haben die höheren Studienge-
bühren eben erst eingeführt und
müssten diese also schon bald
wieder abschaffen.

Andere Unis verlangen bereits
heute keine odernur leicht höhe-
re Studiengebührenvon EU-Bür-
gerinnen. Das trifft etwa auf die
Universitäten Basel, Bern, Genf
oder Lausanne zu. Ganz aus-
genommen von der Regel mit
der EU sind die pädagogischen
Hochschulen und mehrheitlich
privat finanzierte Unis wie etwa
gewisse Hotelfachschulen.

Der Bund hat sich bereit er-
klärt, die betroffenen Unis für
den Ausfall zu entschädigen –
allerdings nur für die ersten vier
Jahre. Bei den kantonalen Hoch-
schulenwill er die Hälfte bezah-

len. Für die beiden ETH, die dem
Bund gehören,will er die ganzen
Kosten tragen.

In St. Gallen und dem Tes-
sin herrscht deshalb Unzufrie-
denheit. Das Angebot des Bun-
des sei ungenügend, sagt eine
Sprecherin des Kantons St. Gal-
len.Man erwarte, dass der Bund
die ganzen Kosten übernehme
. «Wir sind sehr beunruhigt»,
sagt die Tessiner Bildungsdi-
rektorin Marina Carobbio (SP).
Das Tessin vertrete eine sprach-
liche und kulturelle Minderheit.
«Mit den Plänen besteht die Ge-
fahr, dass die Ungleichheiten
zwischen den Kantonen zuneh-
men und der nationale Zusam-
menhalt untergraben wird», so
Carobbio.

Ob sie die Ausfälle mit einer
Erhöhung der Studiengebüh-
ren für alle ausgleichen, wollen
die betroffenen Universitäten
und Kantone noch nicht sagen.
Grundsätzlich seien alle Optio-
nen denkbar, heisst es dazu in
St. Gallen. Und die USI, die Uni-
versität der italienischsprachigen
Schweiz, teilt mit, eine generel-
le Erhöhung der Studiengebüh-
ren sei eine der Möglichkeiten,
die die Direktion derzeit prüfe.

Weil für die Kompensatio-
nen Gesetzesanpassungen nö-
tig sind, dürfte die Sache auch
im Schweizer Parlament noch
für Diskussionen sorgen. Der St.
Galler Mitte-Ständerat Benedikt
Würth steht in engem Kontakt
zur Uni St. Gallen. Aus Sicht sei-

nes Kantons sei es das Ziel, dass
sich der Bund stärker beteilige,
sagt er. Immerhin habe der Bun-
desratmit seinemAngebot einen
ersten Schritt gemacht.

Werden Schweizer Unis
überrannt?
Die SchweizerUniversitäten, die
zum Teil auch international zu
den Spitzenhochschulen zäh-
len, dürften mit der neuen Re-
gelung noch attraktiver werden
für Studierende aus derEU.Auch
die Experten von Ecoplan, die für
den Bund die möglichen Folgen
der neuen Spielregeln unter-
suchten, schreiben: Es «kannmit
dem Wegfall höherer Gebühren
ein zusätzlicher Anreiz für EU/
Efta-Studierende entstehen und

zu einer gewissen Zunahme der
Studiennachfrage aus demAus-
land führen».

Das Risiko, dass die Schweiz
schon bald für die Hochschul-
bildung Tausender zusätzlicher
Studierender aus der EU auf-
kommen muss, wird aber in
den Verträgen minimiert. Zu-
lassungsbegrenzungenwie etwa
in der Medizin bleiben erlaubt –
und es wird die Möglichkeit ge-
ben, Quoten beizubehalten oder
sogar neu einzuführen. Eine so-
genannte Standstill-Klausel soll
umgekehrt dafür sorgen, dass die
aktuelle Zahl der Studierenden
aus den EU-Ländern nicht mit-
tels Einschränkungen verringert
werden kann.

Umgekehrt dürfen künftig
auch die Universitäten im EU-
Raum von Studierenden aus der
Schweiz nichtmehrGeld verlan-
gen als von EU-Bürgerinnen und
-Bürgern.Heute verrechnen etwa
Irland oder die skandinavischen
EU-Länder höhere Studienbei-
träge für Personen aus Drittstaa-
ten wie der Schweiz.

Selbst in Deutschland kos-
tet das Studium für Studieren-
de aus der Schweiz je nach Bun-
desland mehr.Während in ganz
Baden-Württemberg der Staat
selber die Zusatzgebühren der
ausländischen Studierenden ein-
kassiert, ist es in Bayern den ein-
zelnenHochschulen überlassen.
DieTechnische UniversitätMün-
chen (TUM) beispielsweise ver-
langt aktuell von Studierenden
aus Drittstaatenwie der Schweiz
für den Bachelor-Studiengang
bis zu 3000 Euro pro Semester,
für denMaster bis zu 6000 Euro
pro Semester.

Andere bayerische Universi-
täten verrechnen bereits Ser-
vicegebühren von internationa-
len Studierenden. Und das Bei-
spiel der TUM wird gerade an
verschiedenenHochschulen dis-
kutiert. In den aktuell finanziell
angespannten Zeiten inDeutsch-
land scheint die Idee, mehr von
Studierenden aus der Schweiz
und anderen Drittstaaten zu ver-
langen, verlockend. Doch das
muss sich vielleicht bald ändern.

Schweizer Unismüssen Gebühren
für EU-Studierende senken –mit Folgen

Zuschläge für Ausländer Das neue Vertragspaket beschert manchen Hochschulen hohe Verluste. Weil sie von EU-Bürgerinnen
und Bürgern künftig nicht mehr Geld verlangen dürfen, diskutieren manche Universitäten über Preiserhöhungen für alle.

Den ETH in Zürich und in Lausanne würde die Regelung Einbussen von 23,6 Millionen Franken pro Jahr bescheren. Foto: Marvin Ancian

FDP-Nationalrat Simon Michel
kämpft seit Monaten für die neu-
enVerträgemit derEU.Doch nun
verkündet er auf einmal, erwol-
le das Referendum dagegen er-
greifen. Der Solothurner Unter-
nehmer,Milliardär und glühende
Europa-Befürworter plant eine
erstaunliche politische Kapriole.

Michel sagt: «Ich finde die bi-
lateralen Verträge mit der EU so
wichtig, dass das Stabilisierungs-
paket unbedingt vorsVolkmuss.»
Denn nur eineVolksabstimmung
könne den Verträgen die nöti-
ge demokratische Legitimation
verleihen, sagt Michel. «Deshalb
werde ich als Befürworter zu-
sammenmit vielen anderen pro-
europäischenOrganisationendas
Referendum ergreifen und Un-
terschriften sammeln.»

Einen Befürworter, der ge-
gen sein eigenes Projekt Unter-
schriften sammelt, hat es in Bun-

desbernwohl noch nie gegeben.
Wer die vielen Organisationen
sind, die Michel im Rücken ha-
ben will, bleibt offen. Auf Nach-
frage nennt er einzig Progres-
suisse, einen eher unbedeuten-
den Verein, in dessen Vorstand
er selbst sitzt.

Ob Michels Bemühungen nö-
tig sind, wird sich bald zeigen:
Am Freitag endete die Vernehm-
lassung zum EU-Vertragspaket.
Im Frühling kommt es dann ins
Parlament. Dieses wird nicht nur
überdieVerträge befinden, es ent-
scheidet auch, ob sie dem obli-
gatorischen Referendum unter-
stellt werden. Es wird eine harte
Auseinandersetzung.Dennwenn
das obligatorische Referendum
kommt, sind die Chancen gross,
dass die Verträge bei der Volks-
abstimmung durchfallen. Der
Grund: Es braucht dann nicht
nureinVolksmehr, auch dieMehr-

heit der Kantone muss zustim-
men. Dieses Szenario wäre ganz
im Sinne der SVP, aber diametral
gegen die Interessen von Michel.

Michels Kalkül
Trotzdem hat Michel vor zwei
Wochen schon bei der Diskussi-
on um das obligatorische Refe-
rendum eine überraschende Pi-
rouette geschlagen. Er hatte bis
dahin genau dieses obligatori-
sche Referendumwegen des da-
mit verbundenen Ständemehrs
vehementest bekämpft.

Doch an der FDP-Dele-
giertenversammlungMit-
te Oktober forderte er
seine Parteifreunde nun
plötzlich auf, sich für
das obligatorische Re-
ferendum zu entschei-
den. Seine Mitstreiter
im Pro-EU-Lager rieben
sich die Augen. Das war

Kalkül.Man darf annehmen,dass
er vonAnfang an davon ausging,
dass die Mehrheit der Delegier-
ten das Ständemehr ablehnt. So
war es dann auch. Die FDP bog
an diesem Tag auf EU-Kurs ein.
Sie entschied sich für die Verträ-
ge und gegen das obligatorische
Referendum.

Michels Niederlage war in
Wahrheit ein doppel-
ter Sieg: Er hatte mit
dem Resultat, was er
wollte. Gleichzeitig ist

er seinen Gegnern in
der eigenen Partei

entgegengekommen. Heute sagt
er: «Ich werde mich an den Ent-
scheid und die Forderung derDe-
legiertenversammlung halten.»
Die NZZ hat den politisierenden
UnternehmerMichel nach diesem
strategischenManöverbereitsmit
Christoph Blocher verglichen.

«Interessante» Idee
Mit seiner neuen Idee scheint er
nunparteiintern auf offeneOhren
zu stossen.WährendMichelsAn-
sinnen etwa in der SP hinter vor-
gehaltenerHand als «absurd» be-
zeichnetwird, sagt FDP-Co-Präsi-
dent BenjaminMühlemann: «Der
Gedanke von Nationalrat Simon
Michel ist interessant.»Auch ihm
scheine es enorm wichtig, dass
über die Verträge abgestimmt
werde, so Mühlemann.

Die SVP hingegen hat keine
Freude anMichels angekündigter
Schützenhilfe. SVP-Fraktionschef

ThomasAeschi nutzt stattdessen
die Gelegenheit für eine spötti-
sche Attacke: Er erinnert Michel
daran, dass laut der Verfassung
nicht nur das Volk, sondern auch
die Kantone die Eidgenossen-
schaft bilden. Denn gemäss Auf-
fassung der SVPmüssten die EU-
Verträge zwingend demobligato-
rischen Referendum und damit
demStändemehrunterstelltwer-
den. Die SVP erwarte, dass «Mil-
liardärMichel, statt nur für seine
eigene FirmaYpsomed zu schau-
en, sich zusammen mit der SVP
fürdas Ständemehrunddamit für
unsere Selbstbestimmung» ein-
setze. «An der FDP-Delegierten-
versammlung soll dies noch der
Fall gewesen sein», sagt Aeschi.
«Ich bin überrascht, dass Herr
Michel nun seineMeinung schon
wieder geändert hat.»

Mischa Aebi

Milliardär Michel will Unterschriften gegen sein eigenes Herzensprojekt sammeln
EU-Verträge vors Volk? Mit seinem Vorhaben erntet der FDP-Nationalrat SimonMichel von der SVP Spott.

Simon Michel:
Unternehmer,
Politiker und
strategischer
Seiltänzer.
Foto: Dres Hubacher

DERNEUE IT-BAG.

Getränkekartons und Kunststoffe recyceln liegt im Trend. Hol dir den Recycling-Bag deiner Region
und mach Getränkekartons noch nachhaltiger. Mehr zu den Sammlungen: getraenkekarton.ch
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